
Landeshauptstadt Magdeburg 

– Die Oberbürgermeisterin – 
 

 

 
Drucksache 
DS0628/23 

 
Öffentlichkeitsstatus 

öffentlich 
 

 
Datum 

13.11.2023 

Dezernat: OB BOB 
 

 

Beratungsfolge Sitzung 

Tag 

Behandlung Zuständigkeit 

Die Oberbürgermeisterin 12.12.2023 nicht öffentlich Genehmigung OB 

Ausschuss für kommunale Rechts- und 
Bürgerangelegenheiten 

25.01.2024 öffentlich Beratung 

Verwaltungsausschuss 26.01.2024 öffentlich Beratung 

Stadtrat 15.02.2024 öffentlich Beschlussfassung 

 
 

Beteiligungen 
Amt 30, Amt 37 

Beteiligung des  Ja 
 

Nein  

RPA  X 

KFP  X 

 BFP  X 

 Klimarelevanz  X 

 
Kurztitel 
 
Erste Änderungssatzung zur Entschädigungssatzung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt die Erste Änderungssatzung zur Satzung über Ersatz von Verdienstausfall, 
Auslagen, Aufwandsentschädigungen, Fahrt- und Reisekosten der Landeshauptstadt Magdeburg 
(„Entschädigungssatzung für ehrenamtliche Tätigkeit“) vom 23.01.2023 (veröffentlicht im Amtsblatt 
2/2023 Seite 23 vom 27.01.2023) gemäß beiliegender Anlage 1. 
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Finanzielle Auswirkungen 
 

Organisationseinheit   Pflichtaufgabe X ja  nein 

 

Produkt Nr. Haushaltskonsolidierungsmaßnahme 

   ja, Nr.  X nein 

Maßnahmebeginn/Jahr Auswirkungen auf den Ergebnishaushalt 

  JA  NEIN X 
 

A. Ergebnisplanung/Konsumtiver Haushalt 

Budget/Deckungskreis:   
 

I. Aufwand (inkl. Afa) 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
davon 

veranschlagt Bedarf 

20...           

20...           

20...           

20...           

Summe:   
 

II. Ertrag (inkl. Sopo Auflösung) 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
davon 

veranschlagt Bedarf 

20...           

20...           

20...           

20...           

Summe:   
 

B. Investitionsplanung 

Investitionsnummer:   

Investitionsgruppe:   
 

I. Zugänge zum Anlagevermögen (Auszahlungen - gesamt) 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
davon 

veranschlagt Bedarf 

20...           

20...           

20...           

20...           

Summe:   
 

II. Zuwendungen Investitionen (Einzahlungen - Fördermittel und Drittmittel) 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
davon 

veranschlagt Bedarf 

20...           

20...           

20...           

20...           

Summe:   
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III. Eigenanteil / Saldo 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
davon 

veranschlagt Bedarf 

20...           

20...           

20...           

20...           

Summe:   
 

IV. Verpflichtungsermächtigungen (VE) 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
davon 

veranschlagt Bedarf 

gesamt:           

20...           

für           

20...           

20...           

20...           

Summe:  

 

V. Erheblichkeitsgrenze (DS0178/09) Gesamtwert 

 bis 60 Tsd. €  (Sammelposten) 

 > 500 Tsd. €  (Einzelveranschlagung)  

  Anlage Grundsatzbeschluss Nr. 

  Anlage Kostenberechnung 

 > 1,5 Mio. €  (erhebliche finanzielle Bedeutung)  

  Anlage Wirtschaftlichkeitsvergleich 

  Anlage Folgekostenberechnung 

 

C. Anlagevermögen   

Investitionsnummer:      Anlage neu 

Buchwert in €:      JA 

Datum Inbetriebnahme:       
 

Auswirkungen auf das Anlagevermögen 

Jahr Euro Kostenstelle Sachkonto 
bitte ankreuzen 

Zugang Abgang 

20…           

 

federführendes(r)                        
Amt/Fachbereich 

Sachbearbeiter 
 
Herr Eve 

Unterschrift TL 
 
Frau Dr. Ignatuschtschenko 

 

Oberbürgermeisterin  
Simone Borris 

 

 
  

Termin für die Beschlusskontrolle 31.03.2024 
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Begründung: 
 
Die aktuelle Entschädigungssatzung vom 23.01.2023 muss nach abschließender rechtlicher 
Prüfung durch die Kommunalaufsichtsbehörde in folgenden Punkten (1. und 2.) geändert werden, 
um eine Beanstandungsverfügung zu vermeiden.  
 

1. Der § 2 Abs. 7a Sitzungen (des Stadtrates, der Ausschüsse und der Fraktionen und deren 
Vorstände) widerspricht höherrangigen gesetzlichen Bestimmung: 
Diese Passage wurde trotz der rechtlichen Bedenken seitens der Verwaltung per 
Änderungsantrag durch den Stadtrat beschlossen. Es wurde bereits in den 
Ausschussberatungen und vor Beschlussfassung darauf hingewiesen, dass 
Verdienstausfall für Vorstandssitzungen nicht gewährt werden darf.  
Der § 6 Abs. 5 KomEVO (Kommunal-Entschädigungsverordnung) regelt das Sitzungsgeld 
der Mitglieder der Vertretung. Die Sitzungen der Vorstände der Stadtratsfraktionen sowie 
weitere Zusammenkünfte zur Vorbereitung von Stadtratssitzungen sind in dieser 
abschließenden Aufzählung nicht aufgeführt, da mit dem Sitzungsgeld für die in § 6 Abs. 5 
KomEVO genannten Gremien bereits der Aufwand für die entsprechende 
Sitzungsvorbereitung abgegolten wird. Somit kann für die Sitzungen der Vorstände der 
Stadtratsfraktionen kein Sitzungsgeld gezahlt und auch kein Verdienstausfall erstattet 
werden, daher ist im § 2 Abs. 7a der Passus (und deren Vorstände) zu streichen. 
 

2. Gemäß § 11 Abs.1 Nr. 2 der Entschädigungssatzung erhalten die stellvertretenden 
Hochwasserschutzbeauftragten eine monatliche Aufwandsentschädigung von 20,00 EUR, 
pauschale Aufwandsentschädigungen für stellvertretende Hochwasserschutzbeauftragte 
sind (nach derzeitiger Rechtslage) jedoch unzulässig, daher ist Passus ersatzlos zu 
streichen. 
 

3. Darüber hinaus ist nach erster Durchführung der satzungsmäßigen Entschädigungen für 
die Kreisausbilder*innen und Ausbildungshelfer*innen der Freiwilligen Feherwehr eine 
Anpassung der Anlage 2 Nr. 2 erforderlich. 
 
 

Die Änderungen sind in der Anlage 2 synoptisch dargestellt. 
 
 
Anlagen: 
 
Anlage 1 – Erste Änderungssatzung zur Satzung über den Ersatz von Verdienstausfall, Auslagen,  

      Aufwandsentschädigungen, Fahrt- und Reisekosten der Landeshauptstadt Magdeburg   
      („Entschädigungssatzung für ehrenamtliche Tätigkeit“) 

 
Anlage 2 – synoptische Darstellung 
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